
Gesetzblatt Teil II Nr. 1 — Ausgabetag: 20. Februar 1975 3

A r t i k e l  12
Die vorliegende Konvention berührt nicht das Prinzip, daß 

die Vergehen, auf die sie Bezug nimmt, in jedem Staate 
gemäß seinem inländischen Recht zu definieren, strafrecht­
lich zu verfolgen und zu bestrafen sind.

A r t i k e l  13
Die Parteien der vorliegenden Konvention sind verpflichtet, 

gemäß ihrem inländischen Recht und ihrer einheimischen 
Praxis hinsichtlich der in der Konvention aufgeführten Ver­
gehen Rechtshilfeersuchen nachzukommen.

Die Übermittlung von Rechtshilfeersuchen erfolgt:
1. durch direkte Mitteilung zwischen den Justizbehörden; 

oder
2. durch direkte Mitteilung zwischen den Justizministern 

der beiden Staaten oder durch eine direkte Mitteilung einer 
anderen zuständigen Behörde des ersuchenden Staates an den 
Justizminister des Staates, dem das Ersuchen unterbreitet 
wird; oder

3. durch den diplomatischen oder konsularischen Vertreter 
des ersuchenden Staates in dem Staat, dem das Ersuchen 
unterbreitet wird; dieser Vertreter übersendet die Rechts­
hilfeersuchen direkt an die zuständige Justizbehörde oder 
an die von der Regierung des Staates, dem das Ersuchen 
unterbreitet wird, angegebene Behörde und erhält direkt von 
dieser Behörde die Unterlagen, mit denen dem Rechtshilfe­
ersuchen nachgekommen wird.

In den Fällen 1 und 3 wird stets ein Exemplar der Rechts­
hilfeersuchen der obersten Behörde des Staates übersandt, an 
den der Antrag gerichtet ist.

Wenn nicht anderweitig vereinbart, sind die Rechtshilfe­
ersuchen in der Sprache der ersuchenden Behörde auszuferti­
gen, immer vorausgesetzt, daß der Staat, an den das Ersuchen 
gerichtet ist, eine Übersetzung in seiner eigenen Sprache ver­
langen kann, die von der ersuchenden Behörde ordnungs­
gemäß beglaubigt worden ist.

Jede Partei der vorliegenden Konvention setzt die anderen 
Parteien der Konvention von den obenerwähnten Übermitt­
lungsarten, die sie für die Rechtshilfeersuchen des letzteren 
Staates anerkennen wird, in Kenntnis.

Bis zu einer solchen Mitteilung eines Staates bleibt sein 
im Hinblick auf Rechtshilfeersuchen bestehendes Verfahren 
in Kraft.

Die Erfüllung von Rechtshilfeersuchen bringt keine Forde­
rung auf Rückerstattung der Unkosten oder Ausgaben jed­
weder Art mit sich, wenn es sich nicht um die Ausgaben von 
Experten handelt.

Nichts im vorliegenden Artikel soll so ausgelegt werden, 
als ob es eine Verpflichtung seitens der Parteien der vor­
liegenden Konvention darstellt, in Strafsachen irgendeine Be­
weisform oder Beweismethode anzunehmen, die im Wider­
spruch zu ihren eigenen inländischen Rechten steht.

A r t i k e l  14
Jede Partei der vorliegenden Konvention errichtet oder 

unterhält eine Stelle, die mit der Koordinierung und Zen­
tralisierung der Ergebnisse der Untersuchung von Vergehen, 
auf die in der vorliegenden Konvention Bezug genommen 
wird, betraut ist.

Diese Stellen sollten alle Informationen zusammenstellen, 
die dazu geeignet sind, die Verhinderung und Bestrafung von 
Vergehen, auf die in der vorliegenden Konvention Bezug ge­
nommen wird, zu erleichtern, und sollten engen Kontakt zu 
den entsprechenden Stellen in anderen Staaten unterhalten.

A r t i k e l  15
In dem vom inländischen Recht gestatteten Umfang und 

in dem Umfang, den die für die in Artikel 14 erwähnten Stel­

len verantwortlichen Behörden für wünschenswert erachten, 
stellen sie den für die entsprechenden Stellen in anderen 
Staaten verantwortlichen Behörden folgende Informationen 
zur Verfügung:

1. nähere Angaben zu jedem in der vorliegenden Konven­
tion erwähnten Vergehen oder jeden Versuch, eine solche 
strafbare Handlung zu begehen;

2. nähere Angaben über jede Fahndung nach Personen, die 
sich eines der in der vorliegenden Konvention erwähnten 
Vergehens schuldig gemacht haben, und deren gerichtliche 
Verfolgung, Verhaftung, Überführung, Aufnahmeverweige­
rung oder Ausweisung, die Tätigkeit dieser Personen und 
andere sie betreffende nützliche Informationen.

Die so gegebene Information enthält auch Beschreibungen 
der Gesetzesverletzer, deren Fingerabdrücke, Photographien, 
die Art ihres Vorgehens, ihr Strafregister und Unterlagen 
über ihre Verurteilungen.

A r t i k e l  16
Die Parteien der vorliegenden Konvention kommen über­

ein, über ihre öffentlichen und privaten Stellen im Erzie­
hungswesen, Gesundheitswesen, auf sozialem, wirtschaft­
lichem Gebiet und auf anderen verwandten Gebieten Maß­
nahmen zur Verhinderung der Prostitution und zur Rehabili­
tierung der Opfer der Prostitution und ihrer Wiedereingliede­
rung in die Gesellschaft sowie zur Verhinderung der in der 
vorliegenden Konvention auf geführten Vergehen zu treffen 
oder zu fördern.

A r t i k e l  17
Die Parteien der vorliegenden Konvention verpflichten sich, 

im Zusammenhang mit der Ein- und Auswanderung die Maß­
nahmen zu ergreifen oder beizubehalten, die aufgrund ihrer 
Verpflichtungen im Rahmen der vorliegenden Konvention er­
forderlich sind, um den Handel mit Menschen beiderlei Ge­
schlechts zum Zwecke der Prostitution zu kontrollieren.

Insbesondere verpflichten sie sich:
1. die für den Schutz von Ein- oder Auswanderern, beson­

ders von Frauen und Kindern, sowohl am An- und Abreiseort 
als auch en route notwendigen Regelungen zu treffen;

2. eine entsprechende öffentliche Bekanntmachung vorzu­
bereiten, die die Öffentlichkeit vor den Gefahren des oben­
erwähnten Menschenhandels warnt;

3. entsprechende Maßnahmen zu treffen für die Gewährlei­
stung der Kontrolle auf Bahnhöfen, Flugplätzen, in Seehäfen 
und en route sowie an anderen öffentlichen Stätten, um den 
internationalen Menschenhandel zum Zwecke der Prostitution 
zu verhindern;

4. entsprechende Maßnahmen zu treffen, um die zuständi­
gen Behörden von der Ankunft der Personen in Kenntnis zu 
setzen, die prima facie die Anführer und Komplizen oder die 
Opfer eines solchen Menschenhandels zu sein scheinen.

A r t i k e l  18
Die Parteien der vorliegenden Konvention verpflichten sich, 

gemäß den vom inländischen Recht festgelegten Bedingungen, 
von Ausländern, die Prostituierte sind, Erklärungen abgeben 
zu lassen zur Feststellung ihrer Identität und ihres Personen­
standes und um herauszufinden, wer sie veranlaßt hat, ihren 
Staat zu verlassen. Die erhaltenen Informationen werden den 
Behörden der Herkunftsstaaten der besagten Personen im 
Hinblick auf deren mögliche Repatriierung mitgeteilt.

A r t i k e l  19
Die Parteien der vorliegenden Konvention verpflichten sich, 

gemäß den vom inländischen Recht festgelegten Bedingungen 
und unbeschadet einer gerichtlichen Verfolgung oder anderen 
Aktion bei Verletzungen dieses Rechtes und soweit wie mög­
lich:


